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Sicherheitspolitik

Abschreckung ist die kommende De-
batte in der NATO. Russlands Ag-
gressionen und allgemein die Rück-
kehr militärischer Mittel als Instru-
ment internationaler Politik lassen 
dieses Konzept aus dem Kalten Krieg 
wieder attraktiv erscheinen. Zugleich 
ist fraglich, ob Abschreckung über-
haupt in einer Welt funktionieren 
kann, in der Sicherheit von mehr als 
militärischen Mitteln abhängt. 

Ein Rückblick auf das Konzept ist 
hilfreich, wenn es gelingt, das Spezifi-
sche des historischen Kontexts „Kal-
ter Krieg“ (die vergleichsweise ein-
fache Balance des nuklearen Schre-
ckens zwischen NATO und UdSSR) 
von dem zu trennen, was generell 
Gültigkeit hat: die psychologisch-ko-
gnitive Dimension der Abschre-
ckung. So kann es gelingen, ein mo-
dernes Verständnis zu entwickeln, 
bei dem im Mittelpunkt steht, den 
Anderen davon zu überzeugen, dass 
es erfolglos ist, die eigenen Interessen 
mit Gewaltmitteln durchzusetzen. 
Dafür müssen die Staaten die nuk-

leare und konventionell-militärische 
Dimension von Abschreckung anpas-
sen und zugleich eine zivile Kompo-
nente entwickeln. 

Abschreckung ist eine militäri-
sche Strategie: Sie bezieht sich auf 
eine militärische Bedrohung und 
nutzt militärische Mittel. Gewalt 
wird angedroht und Verteidigungs-
bereitschaft demonstriert, um einen 
Gegner von einem Angriff abzuhal-
ten. Neben der konventionellen Ab-
schreckung sollen Nuklearwaffen 
als „absolute Waffe“ potenzielle Geg-
ner davon abhalten, Konflikte militä-
risch auszutragen, da Nuklearkriege 
nicht zu gewinnen sind. Dies ist der 
Kern der Abschreckungskonzeption 
des Kalten Krieges: Das eigene Mi-
litärpotenzial soll den Gegner über-
zeugen, dass die Kosten eines An-
griffs größer sind als sein Nutzen: 
Der Einsatz von Militär führt nicht 
zum gewünschten Ergebnis und lohnt 
sich deshalb nicht. Abschreckung ist 
also eine Kriegsverhinderungsstrate-
gie. Sie wirkt primär psychologisch: 

Claudia Major und Christian Mölling | Für weite Teile der Bevölkerung ist Ab-
schreckung ein Relikt des Kalten Krieges, das sie eher skeptisch sehen. In 
der NATO ist man sich bewusst, dass Sicherheit in der heutigen Welt nicht 
nur von militärischen Mitteln abhängt. Deshalb ist es an der Zeit, ein neues 
Verständnis von Abschreckung zu erarbeiten.

Nukleare, konventionelle und zivile Komponenten müssen zusammenspielen

Abschreckung neu denken



IP • Januar / Februar 2016� 111

Abschreckung neu denken

Auch Propaganda 

und Cyber tragen zu 

einer Eskalation bei

Abschreckung lässt dem Anderen die 
Möglichkeit der Wahl, zeigt aber die 
Gefahren auf, die mit einer bestimm-
ten Entscheidung einhergehen kön-
nen. Neben dem Ansatz, dem Geg-
ner Erfolgsaussichten für seine Zie-
le zu verweigern (deterrence by deni-
al) gibt es die Schule der „deterrence 
by punishment“, also die militärische 
Vergeltung im Falle eines Angriffs.

Rationalität und das gegenseiti-
ge Verständnis der Ziele und Absich-
ten ist die Basis für erfolgreiche Ab-
schreckung. Solange alle Parteien ein 
rationales Kosten-Nutzen-Kalkül ver-
folgen, können Abschreckungspoten-
ziale Gegner von Übergriffen abhal-
ten. Allerdings hat die Vergangenheit 
gezeigt, dass ein großes Potenzial an 
Fehlinterpretation existiert, insbe-
sondere in Krisensituationen.

So können Abschreckungsaktivi
täten (z.B. die Beschaffung einer neu-
en Waffengeneration) als aggressi-
ve Geste verstanden werden (etwa 
als Invasionsvorbereitung) und eine 
Aggression des Gegners erst provozie-
ren (z.B. einen Präventivschlag). Das 
ist das klassische Sicherheitsdilemma, 
in dem paradoxerweise die Absicht al-
ler Beteiligten, mehr Sicherheit herzu-
stellen, für alle zu weniger Sicherheit 
führt, weil Handlungen vom jeweils 
Anderen als Gefahr betrachtet werden 
und neue Gegenschritte provozieren.

Der japanische Angriff auf Pearl 
Harbour 1941 und der argentinische 
auf die Falkland-Inseln 1982 sind Bei-
spiele gescheiterter Abschreckung. In 
beiden Fällen hat ein militärisch un-
terlegener Gegner einen stärkeren 
angegriffen. Dafür kann es verschie-
dene Gründe geben: Zweifel an der 
Glaubwürdigkeit der Abschreckung, 
innenpolitische Erwägungen, Fehl
einschätzungen. Im Fall der Falkland-

Inseln hatte die Abschreckung auch 
deshalb versagt, weil Großbritannien 
seine politische Rhetorik militärisch 
nicht unterlegt und damit eine Voraus-
setzung erfolgreicher Abschreckung 
verloren hatte: Glaubwürdigkeit. 

Angesichts einer russischen Poli-
tik, die militärische Mittel ins Zent-
rum ihrer Außenpolitik rückt, wird 
der Ruf nach Abschreckung wieder 
laut. Zwar hatte die NATO auf dem 
Gipfel 2014 eine tiefgreifende militä-
rische Neuaufstellung beschlossen. 
Dies reicht aber vielen Alliierten vor 
allem in Mitteleuropa nicht aus. 

Bedrohung durch zivile Mittel

Fragwürdig wird der neue Ruf nach 
Abschreckung jedoch durch die Beob-
achtung, dass das Beunruhigende an 
aktuellen Bedrohungen, ob Russland 
oder der Islamische Staat, die wach-
sende Bedeutung von zivi-
len Mitteln ist – wie Pro-
paganda, Cyber-Aktivitä-
ten oder wirtschaftlicher 
Druck. Sie erlauben, ei-
nen Konflikt auf nicht-
militärischen Feldern zu eskalieren 
und unterhalb der Schwelle militäri-
scher Gewalt, auf die die NATO re-
agieren könnte. Bedrohungen gehen 
auch von nicht- oder pseudostaatli-
chen Akteuren aus, z.B. von terroris-
tischen Gruppen wie dem IS.

Damit stellen die aktuellen Kri-
sen die Bedeutung militärischer Ge-
walt einerseits infrage und unter-
streichen sie paradoxerweise gleich-
zeitig. Die Ukraine-Krise und der IS 
sind Beispiele dafür, dass organisier-
te Gewalt in verschiedenen Formen 
und durch unterschiedliche Akteure 
ein Kernbestandteil des anhaltenden 
Wandels globaler und regionaler Ord-
nungen ist, die auch Europa betreffen. 
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Militär allein reicht 

nicht, wir brauchen 

weitere Optionen

NATO-Staaten mögen zwar den Ein-
satz von Gewalt kritisch sehen – an-
dere Akteure aber zwingen ihnen die 
Logik des Militärischen auf. 

Die NATO-Staaten stehen vor der 
Frage, wie sie feindliche staatliche 
sowie nichtstaatliche Akteure davon 
abhalten können, Europa mit militä-
rischen und nichtmilitärischen Mit-
teln zu destabilisieren. Es gilt, sowohl 
die territoriale Integrität als auch das 
Funktionieren der Gesellschaft in ih-
ren sozialen, politischen und techni-
schen Grundlagen zu schützen.

Militär allein reicht dafür nicht. 
Wenn das Ziel die Abwendung un-
gewollter Handlungen ist, dann ist 
jede Möglichkeit, die dazu beiträgt, 
eine mögliche Form der Abschre-
ckung oder des Abbringens von Ge-
waltanwendung. Weil für bestimm-

te Aktivitäten die Andro-
hung einer militärischen 
Vergeltung nicht glaub-
würdig ist, muss das Kon-
zept erweitert werden. Be-
nötigt wird ein breiteres 

Rahmenwerk, das hilft, andere Ab-
schreckungsoptionen zu identifizie-
ren. Die Herausforderung ist dabei, 
einen Rückfall in alte Debatten zu 
vermeiden und unvoreingenommen 
Stärken und Schwächen des Kon-
zepts zu analysieren. 

Folgende sechs Leitmotive soll-
ten die neue Abschreckungsdebat-
te leiten: realistische Ziele setzen, 
Glaubwürdigkeit sichern, eine zivi-
le Dimension entwickeln, die nuk-
leare Dimension überdenken, Un-
terstützung durch die Bevölkerung 
sicherstellen sowie Abschreckung 
und Entspannung zusammen den-
ken. Erstens: Die Reichweite des 
Konzepts muss verdeutlicht werden. 
Abschreckung ist kein Allheilmittel, 

sie funktioniert nur unter bestimm-
ten Bedingungen, hat eine begrenz-
te Reichweite und hohe Fehlerquote. 
Der Beitrag, den Abschreckung leis-
ten kann, muss im spezifischen Kon-
text analysiert werden: Ist das Kon-
zept hilfreich oder doch nicht, weil es 
übermäßig eskaliert, keinen Schutz-
effekt hat, aber Mittel bindet, die an-
derswo notwendig wären?

Militärische Abschreckung funk-
tioniert dann, wenn kein Zweifel am 
eigenen Interesse für ein bestimmtes 
Ziel besteht und das Interesse größer 
zu sein scheint als das des Gegners. 
Abschreckung ist glaubhaft, wenn 
sie politisch und materiell unterlegt 
ist und alle Beteiligten glauben, dass 
Waffen auch tatsächlich eingesetzt 
werden.

Glaubwürdig sein

Mit den Entscheidungen des Gipfels 
in Wales 2014 legt die NATO den Fo-
kus auf Einsatzbereitschaft und Re-
aktionsfähigkeit statt auf dauerhaf-
te Stationierung im Osten. Schutz 
bietet auch nukleare Abschreckung 
– aber nur, wenn Russland glaubt, 
dass die NATO tatsächlich Nuklear-
waffen einsetzen würde. Eine nuk-
leare Drohung ohne politische Flan-
kierung und konventionelle Unter-
mauerung wiederum würden we-
der NATO-Staaten noch Gegner als 
glaubwürdig empfinden. Wenn die 
NATO ihre Mitglieder schützen will, 
muss also das politische Bekenntnis 
überzeugend sein, militärisch unter-
legt und die Entscheidungsfindung im 
Bündnis schnell und effizient.

Weil Sicherheit mehr ist als nur 
die territoriale Unversehrtheit, muss 
auch Abschreckung weitere Bereiche 
umfassen. NATO-Staaten sind nicht 
nur militärisch verwundbar, sondern 
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auch im nichtmilitärischen Bereich, 
etwa wenn Gesellschaften von in-
nen destabilisiert werden durch die 
Aufwiegelung von Minderheiten 
oder durch Angriffe auf die techni-
schen Grundlagen, z.B. auf die Was-
ser- und Stromversorgung. Ein An-
griff oder Eskalation kann dadurch 
abgeschreckt werden, dass die zivilen 
Strukturen westlicher Gesellschaf-
ten widerstandsfähiger werden, also 
belastbarer gegen die Versuche, ihre 
Verwundbarkeiten auszunutzen, und 
im Falle eines Angriffs sich rasch 
wieder erholen. Schutzmaßnahmen 
müssen umgesetzt werden, bevor es 
zu Angriffen kommt. Damit wird Ri-
sikovorsorge zu einer zentrale Auf-
gabe – allerdings viel mehr des je-
weiligen Staates und der EU als der 
NATO.

Die nukleare Dimension der Ab-
schreckung ist wegen der potenziel-
len Folgen zu Recht hoch umstritten 
und sensibel. Angesichts der russi-
schen nuklearen Drohgebärden soll-

ten die NATO-Staaten das bereits be-
gonnene Nachdenken über die eige-
ne Nuklearstrategie fortsetzen. Die 
Frage ist nicht nur, wann und wie 
die NATO handelt, sondern auch, 
wann Russland aus seiner Sicht die 
Schwelle zum nuklearen Handeln als 
erreicht ansieht – und wie die NATO 
dann reagiert.

Gleichzeitig besteht das Risiko ei-
nes nuklearen Wettrüstens mit Russ-
land, das solche Überlegungen fehlin-
terpretieren könnte. Auch angesichts 
der Rüstungsdynamik in Asien sind 
die Folgen von NATO-Entscheidun-
gen abzuwägen. Die Signalwirkung 
einer neuen NATO-Nuklearstrategie 
könnte sein, dass es sich wieder lohnt, 
ein Nukleararsenal zu besitzen. Die 
Proliferation könnte steigen und so 
insgesamt die Sicherheit der NATO re-
duzieren – auch das muss gegen den 
Sicherheitsgewinn abgewogen wer-
den. Zugleich könnten andere Ratio-
nalitäten als die vertrauten aus dem 
Ost-West-Konflikt zum Tragen kom-
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Deutschland tut sich 

besonders schwer 

mit der Nuklearoption

men. Das Gleichgewicht ist nicht mehr 
bilateral, sondern vielschichtiger, fra-
giler und schwerer zu berechnen.

Für Deutschland, das traditionell 
den Fokus auf Abrüstung und Nicht-
verbreitung legt, ist diese Debatte be-
sonders schwierig. Es gilt dennoch 

zu überlegen, inwieweit 
die nuklearen Elemente 
in der Kommunikation – 
einem wichtigen Bestand-
teil von Abschreckung – 
wieder sichtbarer werden, 

aber auch, welchen Platz sie im Ver-
teidigungsplanungsprozess und in 
Übungen und Training haben sollten.

Das Konzept der Abschreckung 
wirkt wie ein Dinosaurier aus dem 
Kalten Krieg. Weite Teile der Bevöl-
kerung sehen es skeptisch. Die Regie-
rung kann zwar Rüstungsvorhaben 
beschließen, weil sie diese als not-
wendig zur glaubwürdigen Abschre-
ckung erachtet. Das heißt aber nicht, 
dass die Bevölkerung solche Vorhaben 
auch als Beitrag zur eigenen Sicher-
heit ansieht; sie kann sie auch als ge-
fährliche Eskalation ablehnen. Damit 
kann für die Regierung eine schwieri-
ge Abwägung anstehen zwischen mi-
litärisch notwendigen und politisch 
zumutbaren Entscheidungen. Zuge-
spitzt bleibt die Wahl, aufgrund der 
Bedrohung oder der öffentlichen Ak-
zeptanz zu entscheiden. 

Gleichzeitig zeigt die Erfahrung, 
dass sicherheitspolitische Debatten, 
wie die um deutsche Verantwortung 
seit der Münchner Sicherheitskon-
ferenz 2014, die öffentliche Akzep-
tanz verändern können. Wichtig ist 
zu verdeutlichen, dass Abschreckung 
kein rein militärisches Konzept mehr 
ist. Die semantische Dimension spielt 
auch eine Rolle: Abschreckung ist mi-
litärisch konnotiert, steht für konfron-

tative Debatten aus dem Kalten Krieg 
und „alte“ Sicherheitspolitik. Hilf-
reich wären neue Begriffe wie „Ent-
mutigung“ oder „abhalten“.

Sicherheit bleibt die Summe von 
Verteidigung und Entspannung. Da-
her reicht es nicht, die Verwund-
barkeiten der NATO-Staaten abzu-
bauen und Angriffe abzuschrecken. 
Ausgehend von einer Basis militäri-
scher Stärke bedarf es ebenso ständi-
ger Dialogangebote, die zur Deeska-
lation beitragen und einen Weg zu ei-
ner kooperativen Sicherheitsordnung 
eröffnen. In diese Logik ordnen sich 
deutsche Vorschläge ein: die Initia
tive von 2014, einen Krisenreakti-
onsmechanismus in der NATO für 
militärische Kontakte mit Russland 
aufzubauen oder die Unterstützung 
für ein Abkommen zwischen Russ-
land und der NATO für Verhaltens
regeln für die Sicherheit von Begeg-
nungen im Luftraum und zur See. 
Militärische Sicherheit und eine Po-
litik der Entspannung bilden keinen 
Widerspruch, sondern eine notwen-
dige Ergänzung.
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